
1952 und am 23. 8. 1953 in  W estberlin. Im  M ärz/A pril 1953 faß te Zi. 
den Entschluß, republikflüchtig zu w erden und suchte zu diesem Zwecke 
den ehem aligen K reisvorstand der LDPD von M eißen, Naum ann, in 
W estberlin auf. Die Angeklagte ging m it in die W ohnung des Naumann 
und hörte  sich die A useinandersetzung zwischen Zi. und Nau. m it an. 
N aum ann w arn te Zi. nach W estberlin  zu flüchten, da in  W estberlin  fü r 
Zi. keine w irtschaftlichen M öglichkeiten bestehen. . . . Am 23. 8. 1953 
begaben sich beide nach W estberlin, um ihre un tergeste llte  Wäsche wie­
der in  die DDR zurückzuholen. An diesem Tage ha t die Angeklagte m it 
einer anderen das Schöneberger Rathaus aufgesucht und drei B e tte l­
pakete in  Em pfang genommen. Zu diesem Zwecke m ußte sie ih ren  P e r­
sonalausweis vorlegen und sie w urde dabei reg istriert. Diese P akete  hat 
sie der F rau  N aum ann übergeben, die die Angeklagte zum H olen der 
P akete erm u n tert hatte . Die A ngeklagte ist m it Zim m erm ann bei ih ren  
w estberliner Besuchen n icht m it auf der A gentenzentrale der FD P ge­
wesen und h a tte  nach ihren  eigenen Angaben keine K enntnis von der 
A gententätigkeit Zimm ermanns.

D er A ngeklagten K 1 e m e n t z konnte n icht eindeutig nachgewiesen 
w erden, daß sie von der A gententätigkeit des Zim m erm ann K enntnis 
ha tte . Aus diesem G runde entfiel bei dieser A ngeklagten eine V eru rte i­
lung gemäß § 139 Abs. 1 StGB, der von einem V orhaben eines gem ein­
gefährlichen V erbrechens die g laubhafte K enntnis verlangt. D er Senat 
h a t aber geprüft, ob das Abholen der B ette lpakete un ter den gegebenen 
U m ständen stra fb ar ist. Die Angeklagte gab in der H auptverhandlung 
zu, daß sie zu diesem Z eitpunkt bereits K enntnis von der A ufklärung 
unserer dem okratischen Presse und des Rundfunks hatte , die das ver­
brecherische V erhalten der P aketabholer öffentlich brandm ark ten . Trotz 
dieser K enntnis holte sie die P akete und übergab diese der Fam ilie 
Naum ann. H ier ist bewiesen, daß die Angeklagte, wie sie auch einräum t, 
die P akete nicht aus einer persönlichen Notlage heraus in Em pfang ge­
nommen habe. Es ist bekannt, daß die westlichen K riegstre iber die 
Paketabholer gefilmt und, wie auch die Angeklagte, nam entlich reg istriert 
haben. Diese U nterlagen w urden von den westlichen Im perialisten  dann 
benutzt, vor der UN und der gesam ten westlichen W elt eine üble H etze 
gegen die DDR zu entfachen. In  dieser H etze w urden die Ostzonen­
bew ohner als H ungernde h ingestellt und in le tz ter Konsequenz unsere 
befreundete Sowjetm acht fü r die Zustände verantw ortlich  gem acht. Mit 
dem Erscheinen der A ngeklagten im Schöneberger R athaus bekundeten  
diese, daß sie ebenfalls angeblich zu den hungernden Ostzonenbewoh­
nern gehörten, die auf eine Lebensm ittelspende angewiesen sind. Mit 
diesem V erhalten  hat die Angeklagte vorsätzlich durch eine konkludente
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